
Erstes Buch: Allgemeiner Teil

§128
Ist durch Gesetz notarielle Beurkundung eines Vertrags 

vorgeschrieben, so genügt es, wenn zunächst der Antrag und 
sodann die Annahme des Antrags von einem Notar beur­
kundet wird.

§129
(1) Ist durch Gesetz für eine Erklärung öffentliche Be­

glaubigung vorgeschrieben, so muß die Erklärung schrift­
lich abgefaßt und die Unterschrift des Erklärenden von der 
zuständigen Behörde oder einem zuständigen Beamten oder 
Notar beglaubigt werden. Wird die Erklärung von dem 
Aussteller mittels Handzeichens unterzeichnet, so ist die im 
§ 126 Abs. 1 vorgeschriebene Beglaubigung des Hand­
zeichens erforderlich und genügend.

(2) Die öffentliche Beglaubigung wird durch die notarielle 
Beurkundung der Erklärung ersetzt.

§ 130
(1) Eine Willenserklärung, die einem anderen gegenüber 

abzugeben ist, wird, wenn sie in dessen Abwesenheit abge­
geben wird, in dem Zeitpunkte wirksam, in welchem sie ihm 
zugeht. Sie wird nicht wirksam, wenn dem anderen vorher 
oder gleichzeitig ein Widerruf zugeht.

(2) Auf die Wirksamkeit der Willenserklärung ist es ohne 
Einfluß, wenn der Erklärende nach der ^gabe stirbt oder 
geschäftsunfähig wird.

(3) Diese Vorschriften finden auch dann Anwendung, 
wenn die Willenserklärung einer Behörde gegenüber abzu­
geben ist.

§ 131
(1) Wird die Willenserklärung einem Geschäftsunfähigen 

gegenüber abgegeben, so wird sie nicht wirksam, bevor sie 
dem gesetzlichen Vertreter zugeht.

(2) Das gleiche gilt, wenn die Willenserklärung einer in 
der Geschäftsfähigkeit beschränkten Person gegenüber 
abgegeben wird. Bringt die Erklärung jedoch der in der Ge­
schäftsfähigkeit beschränkten Person lediglich einen recht­
lichen Vorteil oder hat der gesetzliche Vertreter seine Ein-
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